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Wer durch ein Schadensereignis in seinem eigenen Haushalt ausfällt, erleidet einen 

vom Schädiger zu ersetzenden Haushaltsführungsschaden. Was dem Grunde nach 

unstreitig ist, wirft in der Regulierungspraxis der Höhe nach die Frage nach der 

„richtigen“ Bezifferung auf. Anlass für eine nähere Betrachtung des Themas bietet 

auch eine jüngere BGH-Entscheidung (NJW 2025, 1128) zur normativen Bemessung 

des Haushaltsführungsschadens.

I. Einleitung

1 Wird aufgrund eines Unfallschadens zum Ersatz der ausgefallenen Arbeitskraft keine 

entgeltliche Haushaltshilfe eingestellt, sondern findet eine Kompensation, 

beispielsweise durch unentgeltliche Unterstützung von Familie und Freunden oder eine 

interne Arbeitsumverteilung, statt, entfällt die Möglichkeit der konkreten 

Schadensbezifferung; es gilt den Haushaltsführungsschaden sodann normativ zu 

beziffern. Grundlage der normativen Schadensbezifferung bildet dabei der 

Nettostundenlohn einer gedachten, häufig als „fiktiv“ bezeichneten Haushaltshilfe.

2Die Diskussion um die zugrunde zu legende Nettostundensatzhöhe ist in der 

Vergangenheit bereits vielfach geführt worden, wobei naturgemäß je nach 

eingenommener Argumentationsperspektive auf besonders restriktive oder 

fortentwickelte Rechtsprechung verwiesen wurde. In der Judikatur findet sich eine 

große Bandbreite von Entscheidungen zum Nettostundensatz einer fiktiven 

Haushaltshilfe, deren Höhe zwischen 5,95 EUR1 und 17 EUR2 pro Stunde stark variiert. 

Die uneinheitliche Beurteilung der Stundensatzhöhe durch die Gerichte wirft in der 

Regulierungspraxis regelmäßig das Problem mangelnder Gleichheit und 

Vorhersehbarkeit für den Geschädigten auf. Allein der Verweis auf regionale 

Abweichungen in der Bezahlung von Haushaltskräften im ländlichen und urbanen 

Raum vermag die teils erheblichen Differenzen kaum zu begründen – zumal sich der 

Gesetzgeber bewusst für einen bundesweit einheitlichen Mindestlohn entschieden hat, 

der regionale Verdienstunterschiede gerade unbeachtet lässt.

3Einen neuen Höhepunkt hat die Debatte zur Stundensatzhöhe durch das jüngste Urteil 

des BGH vom 5.11.20243 erreicht. Hiernach war das vorinstanzliche Urteil des LG 

Augsburg4 aufzuheben, soweit dort die Stundensatzhöhe für die Bemessung eines 

normativen Haushaltsführungsschadens auf nur 8 EUR festgesetzt wurde. Ein 
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besonderes Augenmerk ist auf die Ausführungen des BGH zu richten, soweit sich 

hieraus neue Grundsätze für die Höhe des Stundensatzes einer so bezeichneten 

„fiktiven“ Ersatzkraft ableiten lassen.

II. Ausgangspunkt des BGH: Der Mindestlohn als Untergrenze des Bruttolohns

4Der Auffassung des Berufungsgerichts, der gesetzliche Mindestlohn könne bei der 

„fiktiven“ Bemessung eines Haushaltsführungsschadens mangels einer grundsätzlich 

erhöhenden Wirkung keine Rolle spielen, hat sich der BGH ausdrücklich nicht 

angeschlossen. Vielmehr wurde durch die aktuelle Entscheidung obergerichtlich 

festgehalten, dass der in dem maßgeblichen Zeitraum geltende Mindestlohn die 

Untergrenze des Bruttolohns bilden muss, auf dessen Grundlage sich sodann die 

Ermittlung des für die Schätzung maßgeblichen Nettolohns anschließt.

5Der gesetzliche Mindestlohn in Deutschland beträgt seit dem 1.1.2025 12,82 EUR 

brutto; die Mindestlohnkommis-
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sion hat jüngst eine Erhöhung auf 13,90 EUR ab dem 1.1.2026 sowie auf 14,60 EUR ab 

dem 1.1.2027 beschlossen.5

6Damit gilt bereits für aktuell im Jahr 2025 entstehende Haushaltsführungsschäden:

7Ein normativer Haushaltsführungsschaden, dem ein Nettostundenlohn zugrunde 

gelegt wird, der nicht mit mindestens 12,82 EUR brutto korreliert, ist vor dem 

Hintergrund der BGH-Rechtsprechung nicht länger haltbar.

8Zu betonen ist in diesem Zusammenhang der Begriff der „Unter-“grenze. Der BGH 

verlangt ausdrücklich, dass ein Stützen auf (nur) den gesetzlichen Mindestlohn als 

Bezugsgröße eine nachvollziehbare Begründung dahingehend erfordert, warum im 

Einzelfall, insbesondere auch gemessen an den Anforderungen an die konkret zu 

erbringende Haushaltstätigkeit, die Untergrenze des Mindestlohns als die Vergütung 

angesehen werden kann, die vom Geschädigten an eine fiktive Ersatzkraft zu zahlen 

wäre. Den Mindestlohn ohne eine solche Begründung schlicht als Festwert, statt nur 

als Untergrenze anzusetzen, ist damit fehlerhaft und im Hinblick auf die BGH-Vorgaben 

ungenügend.

III. Tatsächlicher Geldwert einer fiktiv geleisteten Arbeitsstunde

9In der bisherigen Diskussion nur unzureichend berücksichtigt worden ist ein jüngeres 

Urteil des LG Köln,6 in dem der normative Haushaltsführungsschaden eines 

Geschädigten auf einen Nettostundensatz iHv 15,25 EUR gestützt wird. Hervorzuheben 

ist diese Entscheidung, weil sie den (leider seltenen) Fall abbildet, in dem die gewählte 

Stundensatzhöhe nicht bloß auf einer eigenen Schätzung des Gerichts iSd § 287 ZPO 

beruht, sondern auf der Würdigung transparenter und nachvollziehbarer Ausführungen 

eines gerichtlich bestellten Sachverständigen.
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10Dieser betont, dass bei der Orientierung an dem Netto-Stundenlohn einer fiktiven 

Haushaltshilfe kein undifferenzierter Vergleich zwischen 

Vollzeithaushaltsführungsschaden und Entgelt einer Vollzeithaushaltskraft erfolgen 

kann. Verdeutlichen lässt sich dieser Gedanke an dem folgenden, aus 

Klarstellungsgründen einfach gehaltenen Beispiel:

11Angenommen, ein in Vollzeit arbeitender Angestellter verdient 10 EUR netto pro 

Stunde und arbeitet 39,0 Stunden pro Woche, so errechnen sich eine jährliche 

Arbeitszeit von 2.028 Stunden sowie ein jährliches Nettoeinkommen von rund 20.280 

EUR. Von dem gerichtlichen Sachverständigen vor dem LG Köln wird richtigerweise 

darauf hingewiesen, dass die hiervon unter realen Umständen tatsächlich geleistete 

Arbeitszeit deutlich reduziert ist.

12Zu berücksichtigen ist zunächst der Urlaubsanspruch einer angestellten 

Haushaltskraft. Mit Blick auf § 3 BUrlG wird diese mindestens 24, regelmäßig bis zu 30 

Werktage bezahlt werden, ohne an diesen Tagen Arbeit erbringen zu müssen. Hinzu 

kommt der bezahlte Arbeitsausfall an den gesetzlichen Feiertagen. Im vergangenen 

Jahr entfielen, je nach Bundesland, 9–12 Feiertage auf Werktage, 2025 sind es 10–12 

betroffene Werktage. Nach den sachverständigen Ermittlungen arbeitet die angestellte 

Haushaltskraft demnach allein unter Beachtung von Urlaub und Feiertagen nur etwa 80 

% der errechneten Zeit tatsächlich. Dies entspricht in der obigen Beispielsrechnung 

einer „echten“ jährlichen Arbeitszeit von nur noch 1.622,40 Stunden – oder, anders 

formuliert: einer faktischen Stundenlohnerhöhung auf 12,50 EUR netto (20.280 EUR 

erhaltener Jahreslohn : 1.622,40 Std. tatsächliche Arbeitszeit).

13Dabei noch unberücksichtigt geblieben ist die Zeit, in der eine angestellte 

Haushaltshilfe krankheitsbedingt arbeitsunfähig ist, infolge ihres 

Lohnfortzahlungsanspruchs (§ 3 EntgFG) aber dennoch Lohn erhält. Nach Erhebungen 

des statistischen Bundesamtes7 waren deutsche Arbeitnehmer im Jahr 2024 für 14,8 

Tage (2,1 Wochen) krankgeschrieben. Da als Datengrundlage nur solche 

Krankmeldungen erfasst worden sind, die eine Abwesenheitsdauer von drei Tagen 

überschritten, dürfte der tatsächliche Arbeitsausfall noch (deutlich) höher gewesen 

sein. Legt man der Einfachheit halber durchschnittlich 15 Krankheitstage pro Jahr 

zugrunde, reduziert sich die tatsächliche Arbeitszeit erneut wie folgt: Nach Abzug von 

20 % (vgl. Rn 12) verbleiben in der Beispielrechnung noch 1.622,40 Stunden jährliche 

Realarbeit; dies entspricht bei einer 39-Stunden-Woche noch 41,6 Wochen Arbeit im 

Jahr. Nach Abzug von weiteren 2,1 Wochen krankheitsbedingtem Arbeitsausfall 

beläuft sich die tatsächlich zu leistende Arbeitszeit nur noch auf 39,5 Wochen bzw. 

1.540,5 Stunden. Hierin liegt eine Reduktion realer Arbeitszeit um weitere 5,05 % – oder, 

anders formuliert: eine faktische Stundenlohnerhöhung auf 13,10 EUR netto (20.280 

EUR erhaltener Jahreslohn : 1.540,5 Std. tatsächliche Arbeitszeit).
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14Will man sich für die normative Bemessung des Haushaltsführungsschadens an 

dem Nettostundenlohn einer „fiktiven Haushaltskraft“ orientieren, sind sämtliche 

vorgenannte Aspekte zu berücksichtigen. Um einen realen Vergleichsmaßstab 

abzubilden, ist mithin einzubeziehen, dass eine reale Ersatzkraft aufgrund ihres 

Urlaubs, gesetzlicher Feiertage und Krankheit zeitweise Lohn erhält, ohne arbeiten zu 

müssen und damit der Lohn für tatsächlich verrichtete Arbeit wesentlich höher liegt 

sowie dass ihr Ersatz gegebenenfalls noch zusätzliche Kosten auslöst.

15Diese Erwägungen müssen auch im Rahmen der normativen Bezifferung 

berücksichtigt werden: Für die Zeit, in der die fiktive Haushaltskraft bezahlt ausfällt, 

benötigt der Geschädigte, dessen Leiden unabhängig von Feiertagen, Urlaubszeit und 

Krankheitstagen anderer täglich gleichermaßen bestehen, dennoch Unterstützung in 

seinem Haushalt. Erforderlich wird folglich die Miteinbeziehung einer „fiktiven 

Vertretung“, die zusätzlich finanziell zur Last fällt. Selbst wenn der Zeitraum, in dem 

eine fiktive Haushaltskraft Urlaub hätte oder feiertags- bzw. krankheitsbedingt 

abwesend ist, lediglich auf etwa 6,9 Wochen (mind. 24 Tage Urlaub + 10 Tage 

feiertagsfrei + 14 Tage Krankheitsausfall) heruntergebrochen wird, entspricht dies 

etwa 13,27 % des Jahres, für die zusätzliche Kosten für den Geschädigten entstehen. 

Nach Aufschlag dieser 13,27 % als Umlage für eine fiktive Urlaubsvertretung im 

mindestens erforderlichen Umfang, erhöht sich der Geldwert einer Stunde „fiktive 

Haushaltskraft“ auf (13,16 EUR tatsächlicher Nettolohn + 13,16 : 100 x 13,27) 14,91 

EUR netto.
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16Von dem gerichtlich bestellten Sachverständigen wird weiter darauf hingewiesen, 

dass normalerweise ein Großteil der Haushaltsarbeit insbesondere an Wochenenden 

und freien (Urlaubs-)Tagen verrichtet wird. Für eine Vielzahl von Haushaltstätigkeiten 

bleibt unter der Woche im Alltag nur wenig Zeit; insbesondere Kinderbetreuung sowie 

das Zubereiten von aufwendigen Mahlzeiten, aber auch zeitintensivere 

Reinigungsarbeiten oder Großeinkäufe werden an eigentlich frei zur Verfügung 

stehenden Tagen nachgeholt. Der Haushalt eines Geschädigten ist vor diesem 

Hintergrund auch und insbesondere an Wochenenden sowie an Feiertagen durch eine 

fiktive Haushaltshilfe zu vertreten. Mit Blick auf die im Berufswesen üblichen 

finanziellen Feiertags- und Wochenendzuschläge ergibt sich eine ebenfalls zu 

beachtende finanzielle Zusatzkomponente, die in der hiesigen Beispielrechnung 

vereinfacht mit etwa 3 % angesetzt werden soll. Der Nettostundenlohn erhöht sich 

unter Einbeziehung nötiger Zuschläge demnach auf 15,36 EUR netto.

17Zuletzt weist das vorbenannte Urteil auf die fortschreitende Lohnentwicklung als zu 

berücksichtigenden Faktor hin. Der dem LG Köln vorliegende Fall ereignete sich über 
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mehrere Jahre hinweg; die dort aufgezeigten Rechnungen weisen entsprechende 

Steigerungen des fiktiven Stundenlohns vom Jahr 2012 bis 2019 auf. Die 

Gleichansetzung eines Lohns des Jahres 2019 mit einem solchen des Jahres 2012 ist 

weder angemessen noch realistisch; das LG Köln hat dem zutreffend Rechnung 

getragen und bereits 2019 nach alledem einen Nettowert von 15,25 EUR angenommen. 

Bei Anwendung eines herkömmlichen Inflationsrechners8 auf den oben begründet 

dargelegten Stundensatz des LG Köln iHv 15,25 EUR ergibt sich unter Berücksichtigung 

der historischen Inflation sowie des Kaufkraftverlusts (17,77 %), dass im Jahr 2025 

nunmehr ein indexierter Stundensatz iHv 18,55 EUR zugrunde gelegt werden muss, 

damit tatsächlich eine Vergleichbarkeit mit der nachvollziehbar begründeten 

Entscheidung des LG Köln gegeben ist.

18Festzuhalten ist demnach: Zieht man eine „fiktive Haushaltshilfe“ für die normative 

Schadensbemessung hinzu, muss sich der hierdurch geschaffene Vergleichsmaßstab 

einer Haushaltskraft auch an den realen Gegebenheiten und damit dem tatsächlichen 

Schadensumfang orientieren. Es gilt – anders als meist in der rechtlichen Anwendung 

zu beobachten ist – als zu ersetzenden Ausgleichswert pro Stunde nicht lediglich den 

Netto-Stundenlohn einer fiktiven Ersatzkraft zu ermitteln, sondern 

darüberhinausgehend den Netto-Geldwert, den die bei der geschädigten Person 

auszugleichende Haushaltsführungsfähigkeit tatsächlich innehat. Das ist die 

haftungsrechtlich relevante Schadensposition.

19Schadensersatzrechtlich ist durch den Schädiger konkret in dem Umfang 

Schadensersatz zu leisten, den es im Einzelfall braucht, um den Zustand herzustellen, 

der ohne das schädigende Ereignis bestände. Bei normativen 

Haushaltsführungsschäden wäre ohne die Verletzung des Geschädigten und dessen 

Ausfall im Haushalt eine entsprechende Kompensation nicht erforderlich. Der Wert 

dieser Kompensation bildet den im Einzelfall ersatzfähigen Schaden. Zu fragen ist für 

dessen Ermittlung jedoch nicht schlicht „Was hätte es (netto) gekostet, eine 

Haushaltshilfe einzustellen?“, sondern: „Was kostet es, eine nicht eingestellte 

Haushaltshilfe zu ersetzen?“ Nicht übersehen werden darf, dass bei einer 

undifferenzierten Übertragung des Nettostundenlohns einer realen Haushaltshilfe auf 

eine fiktive Ersatzkraft, eine Lücke zulasten des Geschädigten verbleibt, die dadurch 

entsteht, dass eine reale Haushaltshilfe durch Urlaub, Feiertag und Krankheit in ihrer 

Arbeitstätigkeit ausfällt – woraus zum einen eine faktische Lohnerhöhung für 

tatsächlich (nur) geleistete Arbeit, zum anderen Zusatzkosten für die Verrichtung der 

Haushaltsarbeit resultieren.

20Der Geschädigte, der eine reale Haushalthilfe einstellt, muss die Folgen sämtlicher 

gesetzlicher Rahmenbedingungen dieses Arbeitsverhältnisses und eine faktisch 

deutlich höhere Nettobezahlung des Angestellten sowie deren gegebenenfalls 
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erforderlich werdenden Ersatz mittragen. Für den Geschädigten, der sich durch 

Freunde und Familie im Haushalt helfen lässt, kann schadensersatzrechtlich nichts 

anderes gelten.

IV. Übertragung auf jüngste BGH-Rechtsprechung

21Die obige Beispielrechnung wurde der Einfachheit halber mit einem Ausgangs-

Nettostundenlohn iHv lediglich 10 EUR vorgenommen. Diese Rechnung soll an hiesiger 

Stelle in ein Verhältnis zur jüngsten BGH-Rechtsprechung gesetzt werden. Hiernach hat 

der Mindestlohn, wie bereits dargelegt, die Untergrenze des Bruttolohns zu bilden, von 

welchem aus sodann der Nettolohn zu ermitteln ist.

22Derzeit beträgt der Mindestlohn in Deutschland 12,82 EUR brutto. Hieraus errechnet 

sich nach Abzug von 20 % Lohnnebenkosten ein Mindestnettostundenlohn iHv 10,26 

EUR; ab 2026 würden sich aus den vorgesehenen 13,90 EUR sodann 11,12 EUR netto 

sowie ab 2027 aus 14,60 EUR brutto 11,68 EUR netto errechnen.

23Ein weitergehender pauschaler Abschlag von 30 % im Verhältnis von Brutto zu Netto 

in Anlehnung an die Entscheidung des BGH vom 8.2.19839 kann nach der 

obergerichtlichen Rechtsprechung ausschließlich dann zum Tragen kommen, wenn es 

an alternativen Anknüpfungstatsachen fehlt, aus denen sich die Notwendigkeit eines 

geringeren Abschlags ergibt. Solche sind im Fall der Beschäftigung einer fiktiven 

Haushaltshilfe jedoch gegeben: Die Tätigkeit einer Haushaltskraft ist in aller Regel dem 

Niedriglohnsektor zuzuordnen; häufig erfolgt die Einstellung einer Haushaltshilfe auch 

auf Basis einer geringfügigen Beschäftigung, bei welcher der erhaltene (Netto-)lohn 

dem Bruttolohn entspricht und sich Abzüge gänzlich verbieten. Selbst bei 

Überschreitung der Grenze des „Minijobs“ kommt es aufgrund des meist eher 

geringeren Jahreseinkommens von Haushalts- und Reinigungshilfen kaum zu 

steuerlichen Abzügen oder Sozialabgaben, die einen Abschlag iHv mehr als 20 % 

begründen könnten.

24Die obige Kurzrechnung wird demnach zunächst an einen Nettostundenlohn iHv 

derzeit 10,26 EUR (12,82 EUR Bruttostundenlohn abzgl. eines 20%-igen 

Nettoabschlags, vgl. Rn 23) angepasst. Es ergibt sich bei einer 39-Stunden-Woche 

einer gedachten Haushaltshilfe ein theoretischer Arbeitsaufwand von 2.028 Stunden 

sowie ein Nettojahresein-
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kommen iHv 20.807,28 EUR. Bei tatsächlich aufgrund von Urlaubs- und Feiertagen nur 

geleisteten 1.622,4 Stunden (vgl. Rn 13) steigt der faktische Stundenlohn auf 12,82 EUR 

netto. Nach Abzug von 2,1 Wochen Arbeitsausfall und somit Reduktion der 

gearbeiteten Stunden auf 1.540,5 Stunden (vgl. Rn 13) erhöht sich der 

Nettostundenlohn wiederum auf 13,50 EUR. Bei Berücksichtigung einer für etwa 6,9 

Kopie von Cordula Schah Sedi, abgerufen am 21.11.2025 08:49 - Quelle: beck-online DIE DATENBANK

http://beck-online.beck.de/Bcid/Y-300-Z-NJW-B-2025-S-3113-N-1
6 von 13 © Verlag C.H.Beck GmbH & Co. KG 2025 11/21/2025

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&ge=BGH&d=1983-02-08
https://beck-online.beck.de/#FN10


Wochen des Jahres erforderlichen „fiktiven Urlaubsvertretung“ errechnen sich nach 

Aufschlag von 13,27 % (vgl. Rn 15) 15,29 EUR netto. Hierauf ist zuletzt ein 

Wochenends- und Feiertagszuschlag iHv 3 % anzurechnen, der einen realistischen 

Vergleich mit dem Arbeitsmarkt widerspiegelt (vgl. Rn 16). Zusammengenommen 

lässt sich unter der Zugrundelegung des aktuellen Mindestlohns als Untergrenze des 

Bruttolohns ein Nettosatz ermitteln, der 15,75 EUR nicht unterschreiten darf, wenn er 

als Vergleichsmaßstab an eine „gedachte“ Haushaltshilfe anknüpfen und der 

Rechtsprechung des BGH genügen will. Dieser Wert wird sich unter Zugrundelegung 

derselben Rechenschritte in den Jahren 2026 auf 17,07 EUR sowie 2027 auf 17,94 EUR 

erhöhen.

25Selbst bei Annahme eines 30%-igen Abschlags im Verhältnis von Brutto zu Netto 

(Ausgang-Nettostundenlohn 2025: 8,97 EUR; 2026 sodann 9,73 EUR; 2027 sodann 

10,22 EUR) errechnet sich der tatsächliche Netto-Geldwert unter der obigen 

Berücksichtigung von realer Arbeitszeit, fiktiver Urlaubsvertretung und Zuschlägen für 

das Jahr 2025 auf 13,78 EUR netto; für das Jahr 2026 auf 14,94 EUR sowie für das Jahr 

2027 auf 15,70 EUR.

26Zusammenfassend ergeben sich reale Nettostundenwerte (je nachdem, ob man 

einen 30- oder 20%-igen Abschlag von Brutto zu Netto vornimmt), die zur Bildung eines 

realen Vergleichsmaßstabs mit einer Haushaltshilfe und der BGH-Rechtsprechung in 

einem Rahmen von

–13,78 EUR bis 15,75 EUR für das Jahr 2025

–14,94 EUR bis 17,07 EUR für das Jahr 2026 sowie von

–15,70 EUR bis 17,94 für das Jahr 2027 liegen müssen.

27Hervorzuheben ist an dieser Stelle erneut, dass der BGH bei dem Ansetzen des 

Mindestlohns als Orientierungspunkt ausdrücklich von einer Untergrenze spricht.

28Zuletzt ist in diesem Zusammenhang noch eine bislang kaum geäußerte Überlegung 

anzustellen. Je nach Komplexität des Haushaltsführungsschadens fehlt es einem 

Brutto-Netto-Abschlag an jeglicher Grundlage. Ist der monetäre Schaden, der sich aus 

einer Multiplikation des aktuellen Bruttowerts und der Anzahl ausgefallener Stunden 

ergibt, so gering, dass er unter dem Minijob-Niveau zurückbleibt, ist Brutto gleich Netto 

zu bewerten. Könnte der Haushalt von einer realen Haushaltshilfe auf Minijob-Basis 

erledigt werden, scheidet demnach auch bei der fiktiven Haushaltshilfe ein Brutto-

Netto-Abschlag gänzlich aus. Bei einem aktuellen Bruttolohn von 12,82 EUR errechnen 

sich anhand der obigen Überlegungen zur Frage nach dem realen Geldwert einer 

Stunde Haushaltsarbeit sogar 19,64 EUR.

V. § 21 S. 1 JVEG als eine geeignete Schätzungsgrundlage
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29Die jüngste Entscheidung des BGH zur Bemessung eines normativen 

Haushaltsführungsschadens hat nicht zuletzt deshalb viel Beachtung erfahren, weil der 

BGH diese im Sinne eines obiter dictums zum Anlass genommen hat, sich erstmals zu 

dem Gedanken einer Orientierung des Stundenverrechnungssatzes an § 21 S. 1 JVEG 

(Stundenlohn: derzeit 17 EUR) zu äußern, der zuvor vermehrt Einzug in die 

Rechtsprechung10 gefunden hatte.

30Der BGH formuliert in Rn. 14 seiner Entscheidungsbegründung:

„Der in § 21 S. 1 JVEG bestimmte Stundensatz für die Entschädigung von Zeugen für 

Nachteile bei der Haushaltsführung erscheint jedoch (…) aus Rechtsgründen als 

alleinige Schätzungsgrundlage ungeeignet.“

31Leicht überlesen lässt sich, dass die Kernaussage des BGH damit nicht der 

Ausschluss einer Orientierung an § 21 S. 1 JVEG bei der Bezifferung normativer 

Haushaltsführungsschäden ist. Festgestellt wird bei genauerer Betrachtung vielmehr 

lediglich, dass es zur Begründung eines Stundensatzes in einer solchen Höhe, wie § 21 

S. 1 JVEG ihn vorsieht (17 EUR) mehr als nur des Normenverweises als Begründung 

bedarf.

1. 14–16 EUR „echter“ Nettostundenwert als weitere Schätzgrundlage

32Einen ersten Ansatzpunkt für eine alternative Begründungsmöglichkeit hat der BGH 

mit seiner bereits dargestellten Vorgabe, den Mindestlohn jedenfalls als Untergrenze 

des orientierenden Bruttolohns anzusetzen, selbst geschaffen. Die oben ermittelten 

Mindestwerte, die sich ausgangs an eben dieser BGH-Vorgabe orientieren und nur 

hinzukommend einen echten Vergleich zwischen realer und fiktiver Haushaltshilfe 

abbilden, sind ihrerseits in der Lage, aktuell einen Netto-Stundensatz zwischen 14 und 

16 EUR zu begründen.

33Eine Annäherung an die in § 21 S. 1 JVEG vorgesehenen 17 EUR ist damit schon jetzt 

gegeben; ein Entsprechen bzw. sogar ein Übersteigen dieses Betrags wird bei der 

vorgesehenen Erhöhung der Mindestlöhne zeitnah eintreten.

2. Betrachtung älterer Judikatur und (noch) älterer Haushaltsführungsschäden

34Ein Stundensatz iHv etwa 17 EUR lässt sich weiter vor dem Hintergrund der 

inflationären Entwicklungen und des Kaufkraftverlusts begründen. Zu häufig 

unberücksichtigt bleibt, dass gerichtliche Entscheidungen zu 

Haushaltsführungsschäden in aller Regeln erst viele Jahre nach Eintritt des 

Schadensereignisses ergehen. Wird richtigerweise nicht auf das Entscheidungsdatum, 

sondern das Datum des zugrunde liegenden Haushaltsführungsschadens abgestellt, 

gelingt es, den dort zugesprochenen Nettostundensatz in ein Verhältnis zu den 

heutigen wirtschaftlichen Gegebenheiten zu setzen und einen weiteren 

Begründungsansatz für höhere Nettostundenlöhne aufzuzeigen.
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35Verdeutlichen lässt sich dieser Ansatz an einem Beispiel des LG Duisburg.11 Dieses 

hatte am 26.5.2008 über einen Nettostundensatz iHv bis zu 13 EUR entschieden. Der 

Bergmann/Budde: Die Bemessung des Haushaltsführungsschadens – 
Stundensatz als wesentlicher Faktor(NJW 2025, 3113) 3117

Stundensatz bezog sich dabei auf einen Haushaltsführungsschaden, der im Jahr 2003 

sowie 2004 entstanden war. Bei Anwendung des Inflationsrechners ergibt sich unter 

Berücksichtigung der Inflation und des Kaufkraftverlusts (etwa 33 %) ein heute 

auszuurteilender Wert iHv mindestens 19,66 EUR. Ähnliches lässt sich an einer 

Entscheidung des LG Oldenburg12 aufzeigen. Unter Verweis auf die stetig und deutlich 

steigenden Stundenlöhne im Verlauf der letzten Jahre urteilte das Gericht den 

Stundensatz für die normative Bemessung eines 2016 entstandenen 

Haushaltsführungsschaden iHv 14 EUR aus. Bei Einbeziehung von Inflation und 

Kaufkraftverlust (20,79 %) kann ein Hinzuziehen dieses Urteils als 

Vergleichsentscheidung im Jahr 2025 nur dann noch tragen, wenn mindestens ein 

Stundensatz iHv 17,67 EUR netto angesetzt wird.

36Werden ältere Gerichtsentscheidungen und die darin ausgeurteilten Beträge 

bezogen auf den Zeitpunkt des Schadensereignisses rechnerisch eingeordnet und 

dabei in ein Verhältnis zu heutigen wirtschaftlichen Gegebenheiten gesetzt, ergibt sich 

demnach auch aus dieser Perspektive eine Annäherung bzw. sogar einer 

Überschreitung des von § 21 S. 1 JVEG vorgesehenen Stundensatzes iHv 17 EUR.

3. Jüngste Rechtsprechung des LG Tübingen

37Bemerkenswert ist das jüngste Urteil des LG Tübingen vom 25.3.202513 zur 

normativen Bemessung von Haushaltsführungsschäden, in dem das Gericht seiner 

Berechnung einen Stundensatz iHv 17 EUR zugrunde legte.

38Die Rechtsprechung des LG Tübingen zeichnet sich bereits seit Jahrzehnten durch 

eine stringente Orientierung der gewählten Stundensatzhöhe an § 21 S. 1 JVEG aus. 

Das Gericht begründete seinen Anknüpfungspunkt in vorangegangenen 

Entscheidungen14 damit, der Gesetzgeber gehe in § 21 JVEG von einer Entschädigung 

für Nachteile bei der Haushaltsführung in dieser Höhe aus und gebe derart eine eigene, 

pauschalierende Bewertung für den Wert dieser Tätigkeiten ab.

39Nach dem LG Tübingen hat der Richter im Rahmen seines Schätzungsermessens 

nach § 287 ZPO gesetzliche bzw. gesetzgeberische Pauschalierungserwägungen zu 

bedenken. Dem Unfallverletzten „für die Zeit, in der er verletzungsbedingt den Haushalt 

nicht führen kann, eine geringere Entschädigung (zuzugestehen) als in der Zeit, in der 

er wegen desselben Unfalls Monate später vor Gericht als Zeuge aussagt und 

deswegen an seiner Haushaltstätigkeit gehindert ist“,15 wird vom LG Tübingen 

richtigerweise schon vor mehr als einem Jahrzehnt16 als nicht nachvollziehbar 
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erachtet und im Laufe der Zeit durch die Erwägung ergänzt, dass schließlich in beiden 

Fällen die Kosten durch den Schädiger getragen werden.

40Seine Argumentationslinie hat das LG Tübingen in den letzten Jahren trotz erkannter 

Ablehnung in der obergerichtlichen Rechtsprechung17 beibehalten und noch weiter 

vertieft. Festgehalten wurde insbesondere daran, dass es einer Ablehnung von § 21 S. 

1 JVEG als Grundlage für die Bemessung des normativen Haushaltsführungsschadens 

nicht deshalb bedarf, weil der gesetzgeberische Anknüpfungspunkt ein anderer wäre. 

Das LG stellt sich gegen dieses Argument unter Verweis darauf, dass die Ausgangslage 

für den an der Haushaltsführung Gehinderten unabhängig davon, ob der Grund hierfür 

in einem Schadensereignis oder seinem Erscheinen vor Gericht als Zeuge liegt, 

dieselbe ist und insbesondere die Dauer des Ausfalls in der Haushaltsführung keine 

andere rechtliche Bewertung begründet. Auch dem vorgebrachten Argument, bei dem 

Ersatz des Haushaltsführungsschadens nach Schädigung handele es sich um einen 

Schadensersatz, keine Zeugenentschädigung, wird durch das Gericht unter Verweis 

darauf entgegengetreten, dass es bei der Schätzung des Entschädigungsbetrags beim 

Schadensersatz nicht darum geht, zwischen verschiedenen Funktionen eines 

Geschädigten zu unterscheiden, sondern nur darum, die Höhe des Schadens zu 

schätzen.18

41Hervorzuheben ist, dass das LG Tübingen auch das vorgestellte BGH-Urteil, das § 21 

S. 1 JVEG jedenfalls als alleinige Schätzungsgrundlage für ungeeignet hält, nicht zum 

Anlass nimmt, von seiner Rechtsprechungslinie Abstand zu nehmen.

42In seiner jüngsten Entscheidung vom 25.3.2025 legt das Gericht der Bemessung des 

normativen Haushaltsführungsschadens erneut § 21 S. 1 JVEG zugrunde und versteht 

dabei „diesen vom Gesetzgeber festgelegten Betrag als nachweisfreie Untergrenze 

unter den Maßstäben, die bei der Schadensbemessung relevant sind“, bei der sich der 

Gesetzgeber insbesondere auch nicht von Überkompensationsüberlegungen hat leiten 

lassen. Das LG Tübingen hält ausdrücklich daran fest, dass ein Unterschreiten der 

Sätze des § 21 JVEG zu Wertungswidersprüchen führen würde, soweit der Geschädigte 

während der Dauer seiner Zeugenaussage für den Ausfall im Haushalt höher 

entschädigt würde als während der übrigen Zeit seines Ausfalls.

43Expressis verbis folgt das LG Tübingen dem BGH nicht, soweit dieser in einem 

Ansatz der JVEG-Sätze eine Beschränkung der Abwägungsprüfung des Richters sieht. 

Unter Einbeziehung der Entstehungsgeschichte der Norm weist das Gericht darauf hin, 

dass der Gesetzgeber mit den Sätzen im JVEG eine Untergrenze bewertet hat, die auch 

dem Leitbild von § 1360 BGB entspricht, und verweist dabei auch auf den 

Gesetzentwurf der Bundesregierung zum KostRMoG. Mit diesem wurde gezielt die 

Intention verfolgt, Nachteile bei der Haushaltsführung zur Vermeidung von 

Diskriminierung und Herabwürdigung von verantwortungsbewusster, bei 
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Kindererziehung auch hochwertiger Tätigkeit durch deutliche Erhöhung der Sätze zu 

entschädigen.

44In diesem Zusammenhang hebt das LG Tübingen nicht zuletzt die „auch vom BVerfG 

schon vor Jahrzehnten festgestellte( ), Art. 3 GG ausfüllende( ) gesetzgeberische 

Intention“, hervor, die „zudem durch die Weiterreichung der Gerichtsauslagen an den 

letztendlich zahlenden Schädiger mitten in der Gesamtschadensbemessung 

anzusiedeln ist“19.

Bergmann/Budde: Die Bemessung des Haushaltsführungsschadens – 
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VI. Fazit und Appell an die Regulierungspraxis

45Die jüngste Entscheidung des BGH zur normativen Bemessung von Haushaltsführungsschäden gibt 

aktuellen Anlass dazu, sich mit der zugrunde zu legenden Stundensatzhöhe fiktiver Haushaltshilfen 

auseinanderzusetzen.

46Besonders hervorzuheben ist die Formulierung des BGH, wonach „(Der…) geltende Mindestlohn (…) 

die Untergrenze des Bruttolohns (bildet), auf dessen Grundlage die Ermittlung des für die Schätzung 

maßgeblichen Nettolohns erfolgen kann.“20

47Für die Regulierungspraxis ergeben sich hieraus verschiedene „Denkschritte“, die es fortan bei der 

Bezifferung des „passenden“ Stundensatzes zu durchlaufen gilt:

48Während die Ausgangsfrage auf erster Ebene lauten muss, welches Bruttogehalt (welches das 

Mindestlohnniveau nicht unterschreitet) zugrunde zu legen ist, ist auf zweiter Ebene zu fragen, ob und 

inwiefern hieraus ein Nettowert zu bilden ist. Fällt der Umfang des Haushaltsführungsschadens derart 

gering aus, dass er real auf der Basis einer geringfügigen Beschäftigung abzurechnen wäre, so entfällt 

auch im Rahmen der normativen Berechnung die Grundlage für einen irgendwie gearteten Brutto-Netto-

Abschlag gänzlich. Andernfalls errechnet sich durch einen Abschlag der Nettostundensatz, wobei sich 

dem von Versichererseite meist veranschlagten 30%-igen Abzug die oben aufgezeigten Besonderheiten 

der fiktiven Schadensbemessung entgegenhalten und ein nur 20%-iger Abschlag gut begründen lassen. 

Auf einer dritten Ebene muss der errechnete Betrag sodann eine Erhöhung zur Kompensation von 

Urlaubs-, Feiertags- und Krankheitsausfällen erfahren, um einen echten Vergleichsmaßstab zwischen 

realer und fiktiver Haushaltshilfe zu schaffen und so dem obergerichtlich formulierten Erfordernis der 

„Ermittlung“ des passenden Nettolohns auch tatsächlich gerecht zu werden.

49Bei Zugrundelegung des bundesweit einheitlichen Mindestlohns als Ausgangspunkt und Anwendung 

eines solchen „echten“ Vergleichsmaßstabs ergeben sich Stundensätze, die der in § 21 S. 1 JVEG 

normierten Höhe von 17 EUR jedenfalls nahekommen. Aus einer Perspektive, die richtigerweise den 

Unterschied zwischen Entscheidungsdatum und Datum des streitgegenständlichen 

Haushaltsführungsschadens berücksichtigt, lassen sich auch in der Rechtsprechung Stundensätze 

ähnlicher Höhe finden. § 21 S. 1 JVEG ist damit nicht die, sondern eine Schätzungsgrundlage – und als 

solche auch nach der Rechtsprechung des BGH geeignet.

50Soweit sich aus alledem die Festigung eines höheren Stundensatzniveaus für die fiktive 

Haushaltshilfe ergeben kann, ist ein Appell an die Regulierungspraxis zu richten: Die aufgestellten 

Grundsätze des BGH sind in ihrer Reichweite nicht misszuverstehen. Formuliert wurde, dass der 

Mindestlohn die Untergrenze des Ausgangs-Bruttowerts bildet – nicht, dass der Mindestlohn nach 

Vornahme des Brutto-Nettoabschlags dem Stundensatz einer fiktiven Haushaltshilfe entspricht. 
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Formuliert wurde weiter, dass § 21 S. 1 JVEG als alleinige Schätzungsgrundlage ungeeignet ist – nicht, 

dass die Norm sowie der dahinter stehende gesetzgeberische Wille zur bundesweit einheitlichen 

Wertschätzung der Haushaltsarbeit als ein Anknüpfungspunkt bzw. ein Indiz zur Schadenshöhe 

ungeeignet ist und ebenso nicht, dass ein Stundensatz iHv 17 EUR bei entsprechender Begründung nicht 

im Einzelfall als passend erachtet werden kann (und sollte).
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